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SPD droht mit gesetzlichem
Mindestlohn: 15 Euro in Gefahr?

Die SPD droht mit gesetzlichen Änderungen zum
Mindestlohn. Eine Anhebung auf 15 Euro könnte 2026
erreicht werden – trotz wirtschaftlicher Unsicherheiten.

Deutschland - Die Debatte um den Mindestlohn in Deutschland
hat wieder an Intensität gewonnen. Am 23. April 2025 plant die
SPD, eine gesetzliche Regelung einzuführen, falls die zuständige
Kommission von ihren etablierten Kriterien abweicht. Diese
Ankündigung kam von SPD-Generalsekretär Matthias Miersch,
der zudem betonte, dass er von der Kommission eine
Empfehlung für eine Anhebung des Mindestlohns auf 15 Euro im
nächsten Jahr erwarte.

Miersch verwies auf die gesetzgeberischen Möglichkeiten, die
der SPD zur Verfügung stehen, falls die Kommission dem Druck
nicht nachgebe. Er erinnerte an die frühere Erhöhung des
Mindestlohns auf 12 Euro im Oktober 2022, die während der



Regierungszeit der Ampel-Koalition umgesetzt wurde.
Angesichts der gegenwärtigen wirtschaftlichen Lage zeigt sich
jedoch die Union skeptisch und äußert Zweifel an der
Erreichbarkeit des 15-Euro-Mindestlohns bis 2026.

Position der Kommission und ihre Kriterien

Im Koalitionsvertrag zwischen der Union und der SPD ist
festgelegt, dass die Kommission unabhängig von politischem
Einfluss arbeiten soll. Sie orientiert sich an der Tarifentwicklung
sowie 60 Prozent des Bruttomedianlohns von
Vollzeitbeschäftigten. Allerdings verfügt die Kommission auch
über die Möglichkeit, von diesen Kriterien abzuweichen, wenn
„besondere ökonomische Umstände“ dies erfordern. Die
derzeitige Wirtschaftskrise in Deutschland, die Bedenken
hinsichtlich der Umsetzung eines höheren Mindestlohns
aufkommen lässt, könnte als einer dieser besonderen Umstände
angesehen werden.

Der gesetzliche Mindestlohn im Kontext

Die Einführung des gesetzlichen Mindestlohns am 1. Januar 2015
hat weitreichende Auswirkungen auf den deutschen
Arbeitsmarkt gehabt. Seitdem werden
Beschäftigungsverhältnisse, die dem Mindestlohn unterliegen,
regelmäßig analysiert. Dies umfasst eine Differenzierung nach
Geschlecht, Gebietszugehörigkeit, sowie zwischen Voll- und
Teilzeitbeschäftigung und Minijobs. Es ist wichtig zu beachten,
dass Auszubildende, Praktikanten und Beschäftigte unter 18
Jahren von dieser Erhebung ausgenommen sind.

Einen weiteren Aspekt der derzeitigen Debatte beleuchtet der
Kaitz-Index, der das Verhältnis zwischen dem gesetzlichen
Mindestlohn und dem durchschnittlichen Bruttomonatsverdienst
von Vollzeitbeschäftigten zeigt. Ein höherer Kaitz-Index deutet
auf eine stärkere Betroffenheit durch den Mindestlohn hin und
könnte zukünftige Diskussionen über dessen Erhöhung weiter
anheizen. Diese Zahlen bieten eine interessante Grundlage für



die politischen Entscheidungsträger, wenn es darum geht, die
nächsten Schritte in der Mindestlohndebatte zu planen.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Diskussion um die
Anhebung des Mindestlohns in Deutschland sowohl von
wirtschaftlichen als auch von politischen Faktoren stark
beeinflusst wird. Die kommenden Monate könnten entscheiden,
ob die Kommission den Erwartungen der SPD gerecht wird oder
ob gesetzgeberische Maßnahmen tatsächlich nötig werden.
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